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Drucksache 13/10941 


10 . 06 . 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/8282 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesschienenwegeausbaugesetzes 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Annette Faße, Elke Ferner, 

Monika Ganseforth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/8089 - 


Die Förderung von Anlagen des Kombinierten Verkehrs für Dritte öffnen 


c) zu dem Antrag der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), 

Albert Schmidt (Hitzhofen) und der Fraktion BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/7520 - 


Blockade beim Kombinierten Verkehr beenden 


A. Problem 

Zu a) 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates geht davon aus, daß zur Zeit 
ausschließlich Anlagen des Kombinierten Verkehrs (KV) der 
Deutschen Bahn AG nach dem Bundesschienenwegeausbau- 
gesetz förderungsfähig seien. Dies habe sich als unzureichend 
erwiesen und zu Problemen geführt, die eine zeitgerechte 
Erstellung der notwendigen KV-Anlagen unmöghch gemacht 
hätten. Folge sei ein beträchtlicher Investitionsstau. 
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Der Gesetzentwurf schlägt daher vor, den Kreis der Berechtigten, 
die eine Förderung zum Bau oder Ausbau von Schienenverkehrs- 
anlagen, die dem KV Schiene/StraßeA/Vasserstraße dienten, in 
Anspruch nehmen können, über den Bereich der Eisenbahnen 
des Bundes hinaus auf Anlagen des KV im Eigentum Dritter zu 
erweitern. 

Zu b) 

Der Antrag der Fraktion der SPD stellt fest, daß derzeit einzig die 
Deutsche Bahn AG Bundesmittel zur Förderung von Umschlagan- 
lagen des KV in Anspruch nehmen könne. Die Bundesregierung 
soll daher mit dem Antrag aufgefordert werden, im Bundeshaus- 
halt 1998 einen eigenen Haushaltstitel zur Förderung von Investi- 
tionen Dritter in KV- Anlagen zu schaffen, damit die Schnittstellen 
zwischen Lkw-Schiff, Bahn-Schiff sowie Küsten-ZSeeschiff- 
Binnenschiff schneller als bisher realisiert werden könnten. 

Zu c) 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bezieht sich 
in erster Linie auf den Bericht des Bundesrechnungshofes über 
die Betätigung des Bundes bei der Deutschen Bahn AG und deren 
Beteiligungsuntemehmen im Bereich des Kombinierten Verkehrs. 
Der Bundesrechnungshof habe - so die Antragsteller - unter an- 
derem kritisiert, daß in den vergangenen Jahren erhebliche Mittel 
zum Aufbau der Infrastruktur des KV nicht wie vorgesehen ver- 
wendet worden seien. Statt der im Dreijahresplan Schiene 1995 
bis 1997 vorgesehenen Investitionsmittel in Höhe von 422 Mio. 
DM seien ledighch 246 Mio. DM in den Ausbau der KV-Infra- 
struktur geflossen. Die Bundesregierung soll daher aufgefordert 
werden, dem Deutschen Bundestag umgehend eine Stellungnah- 
me zu den Vorwürfen des Bundesrechnungshofes vorzulegen und 
innerhalb eines Jahres ein Konzept über die weitere Förderung 
der KV-Infrastruktur zur Verknüpfung der Verkehrsträger Lkw, 
Bahn und Binnenschiff im Rahmen eines ökologischen Gesamt- 
konzepts vorzulegen, das sich an der Gewährleistung von Um- 
weltquahtätszielen gemäß den Vorschlägen des Sachverständi- 
genrates für Umweltfragen orientiere. 


B. Lösung 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt, den Gesetzentwurf des Bun- 
desrates - Drucksache 13/8282 und die beiden Anträge - Druck- 
sachen 13/8089 und 13/7520 - abzulehnen. 

Mehrheitliche Ablehnung des Gesetzentwurfs und mehrheit- 
liche Ablehnung der Anträge 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf des Bundesrates - Drucksache 13/8282 - 
abzulehnen, 

b) den Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/8089 - abzu- 
lehnen, 

c) den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/7520 - abzulehnen. 


Bonn, den 25. März 1998 


Der Ausschuß für Verkehr 

Roland Richter 

Berichterstatter 


Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Elke Ferner 

Berichterstatterin 


Bericht der Abgeordneten Elke Ferner und Roland Richter 


1. Zum Beratungsverfahren 
1. Beratungen im Plenum 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf des 
Bundesrates zur Änderung des Bundesschienen- 
wegeausbaugesetzes - Drucksache 13/8282 - in sei- 
ner 200. Sitzung vom 30. Oktober 1997 zur federfüh- 
renden Beratung an den Ausschuß für Verkehr sowie 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und an den Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus überwiesen. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Fraktion 
der SPD „Die Förderung von Anlagen des Kom- 
binierten Verkehrs für Dritte öffnen" - Drucksache 
13/8089 - sowie den Antrag der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN „Blockade beim Kombinierten 
Verkehr beenden" - Drucksache 13/7520 - in seiner 
211. Sitzung vom 12. Dezember 1997 zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuß für Verkehr 
sowie zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß, 
den Ausschuß für Wirtschaft und den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über- 
wiesen. 


2. Mitberatende Ausschüsse 

Zu a) 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 76. Sitzung 
vom 11. Februar 1998 mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS sowie 
bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 67. Sitzung vom 14. Januar 
1998 den Gesetzentwurf des Bundesrates für erledigt 
erklärt. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

hat in seiner Sitzung vom 12. November 1997 mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. 
und der Gruppe der PDS empfohlen, den Gesetzent- 
wurf des Bundesrates abzulehnen. 

zu b) 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
11. Februar 1998 einvemehmhch empfohlen, den An- 
trag der Fraktion der SPD für erledigt zu erklären. 
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Der Ausschuß für Wirtschaft hat mitgeteilt, daß der 
Antrag von der Fraktion der SPD im Ausschuß für 
Wirtschaft in der 77. Sitzung vom 4. März 1998 
zurückgezogen worden sei. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat mitgeteüt, daß der Antrag von der 
Fraktion der SPD im Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit in seiner 67. Sitzung 
vom 14. Januar 1998 für erledigt erklärt worden sei. 

zu c) 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
11. Juni 1997 mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 77. Sitzung 
vom 4. März 1998 mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 67. Sitzung vom 14. Januar 
1998 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge- 
gen die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

3. Beratung im Ausschuß für Verkehr 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
68. Sitzung vom 25. März 1998 beraten. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Abwesenheit der Gruppe der PDS, den Gesetzent- 
wurf des Bundesrates - Drucksache 13/8282 - abzu- 
lehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Abwesenheit der Gruppe der PDS, den Antrag 
- Drucksache 13/8089 - abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung 
der Fraktion der SPD und Abwesenheit der Gruppe 


der PDS, den Antrag - Drucksache 13/7520 - abzu- 
lehnen. 

IL Zur Begründung der Beschlußempfehlung 

Die Koalitionsfraktionen führten zur Ablehnung des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates aus, daß auch die 
Bundesregierung die Öffnung der Förderung von 
Anlagen des Kombinierten Verkehrs für Dritte befür- 
wortet habe, allerdings im Rahmen einer haushalts- 
rechtlichen Lösung. Für den Haushalt 1998 sei eine 
entsprechende Regelung beschlossen worden. Die 
Förderrichtlinie „Kombinierter Verkehr" zur Umset- 
zung dieses Beschlusses sei am 15. März 1998 in 
Kraft getreten. Das Anhegen des Antrages der Frak- 
tion der SPD, tm Bundeshaushalt 1998 einen eigenen 
Haushaltstitel zur Förderung von Investitionen Drit- 
ter in KV- Anlagen zu schaffen, sei damit bereits ver- 
wirklicht. Falls die Fraktion der SPD den Antrag 
nicht für erledigt erkläre, werde er abgelehnt. 

Die Fraktion der SPD plädierte dafür, dem Gesetzent- 
wurf des Bundesrates zuzustimmen, da eine gesetz- 
hche Regelung als sinnvoU zu erachten sei, weh sie 
andere Auswirkungen auf den Haushalt habe als ein 
Titel, der der jeweüigen Haushaltsbeschlußfassung 
unterhege. Die vom Bundesministerium für Verkehr 
erlassene Förderrichthnie berücksichtige unzurei- 
chend Umschlaganlagen an Binnenwasserstraßen. 
Zuwendungen für die wasserseitige Infrastruktur der 
Umschlagplätze an Binnenwasserstraßen oder für 
Anlagen, die für die Be- und Entladung von Binnen- 
schiffen erforderhch seien, dürften nämhch 50 % des 
Gesamtbetrages der Investitionen nicht übersteigen. 
Für die übrigen Investitionen sehe die Richtlinie eine 
Förderung von 100 % vor. Selbst wenn die Ausgestal- 
tung der Richthnie hier auf EG-Recht beruhe, sei 
diese unterschiedhche Förderung nicht einzusehen. 
Einerseits sei sie insbesondere dort unsinnig, wo drei 
Verkehrsträger Zusammentreffen und andererseits 
seien viele Fachleute der Ansicht, daß diese Förde- 
rung den EU-Beihilfevorschriften an dieser Stehe 
überhaupt nicht unterliegen würde. Der Antrag wer- 
de nicht zurückgezogen, da er unter anderem Wert 
darauf lege, daß es sich bei der Öffnung der Förde- 
rung von Anlagen des KV für Dritte um eine kosten- 
neutrale UmsteUung der KV-Förderung handele, da 
die Förderung auch aus dem Straßenhaushaltstitel 
gespeist werden soUe. Dies sei bisher nicht erfolgt. 
Infolgedessen habe der Antrag weiter Bestand. 

Über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN wurde nicht gesondert diskutiert. 


Bonn, den 25. März 1998 


Elke Ferner 

Berichterstatterin 


Roland Richter 

Berichterstatter 
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